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Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a Entscheidungen zur Abzinsung 

bei Angehörigen-Darlehensverträgen und zur Rechnungsberichtigung. 

  

 

 

 Aktuelle Entscheidungen 

Keine Abzinsung nicht anzuerkennender Darlehen 
zwischen nahen Angehörigen 

Ist ein von nahen Angehörigen gewährtes zinsloses Darlehen steuerlich nicht anzuerkennen, darf es 
nicht passiviert werden und ist daher auch nicht gewinnerhöhend abzuzinsen. Dies hat der 7. Senat 
des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 7. November 2016 (Az. 7 K 3044/14 E) entschieden.  

Der Kläger betrieb ein Hotel, das er nach dem Tod seines Vaters im Jahr 1992 übernommen hatte. 
Die Mutter des Klägers erhielt aufgrund eines Erbvertrags eine dauernde Last aus den Einnahmen des 
Hotels und seine Ehefrau war dort als Arbeitnehmerin beschäftigt. Seit der Übernahme stellten die 
Ehefrau und die Mutter dem Kläger immer wieder Beträge für den Betrieb zur Verfügung, die er als 
Darlehen passivierte. Schriftliche Vereinbarungen hierüber existieren nicht. Sicherheiten waren 
ebenfalls nicht gestellt worden und der Kläger nahm auch keine Zinszahlungen vor. Im Streitjahr 2009 
beliefen sich die Darlehen auf knapp 900.000 €. Das beklagte Finanzamt nahm nach einer 
Betriebsprüfung wegen der Unverzinslichkeit eine Abzinsung der Darlehen vor, die zu einer 
Gewinnerhöhung von etwa 300.000 € führte.  

Die hiergegen erhobene Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Der Senat führte aus, dass die Darlehen 
bereits nicht betrieblich veranlasst seien, weil sie dem Fremdvergleich nicht standhielten. Dies folge 
daraus, dass bereits keine schriftlichen Verträge existieren und auch die gesamte Durchführung nicht 
dem unter fremden Dritten Üblichen entspreche. Die Ehefrau und die Mutter hätten in Anbetracht der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Hotels niemals mit einer Rückzahlung der Darlehen rechnen können 
und hätten auch weder eine Rückzahlung noch eine Zinszahlung verlangt. Zudem seien beide 
Darlehensgeberinnen wirtschaftlich vom Hotelbetrieb abhängig gewesen. Die Gewährung der Beträge 
sei vielmehr durch private Unterhalts- und Zuwendungserwägungen motiviert gewesen, so dass der 
Kläger sie nicht als Darlehen passivieren, sondern als Einlagen hätte buchen müssen. Die vom Senat 
aufgrund einer gegenteiligen Entscheidung des Finanzgerichts München in einem vergleichbaren Fall 
zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen X R 40/16 anhängig. 

Rechnungsberichtigung setzt nicht zwingend eine 
Rückzahlung der bezahlten Umsatzsteuer an den leistenden 
Unternehmer voraus  

Mit Urteil vom 13. September 2016 (Az. 5 K 412/13 U) hat der 5. Senat des Finanzgerichts Münster 
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entschieden, dass eine Rechnungsberichtigung bei einem Dauerschuldverhältnis (hier: Verpachtung 
von Inventar an eine Pflegeeinrichtung) keine Rückzahlung der bezahlten Umsatzsteuer an den 
leistenden Unternehmer voraussetzt, wenn der Leistungsempfänger keinen Vorsteuerabzug geltend 
gemacht hat. 

Die Klägerin verpachtete ein Grundstück an eine KG, die dort eine vollstationäre Pflegeeinrichtung im 
Sinne des SGB XI unterhielt. Daneben schlossen beide Parteien einen Heimausstattungsmietvertrag, 
mit dem sich die Klägerin verpflichtete, der KG die gesamten Einrichtungsgegenstände zum Betrieb 
der Pflegeeinrichtun g zur Verfügung zu stellen. Im Heimausstattungsmietvertrag wurde eine 
monatliche Miete zuzüglich Umsatzsteuer vereinbart, die die Klägerin an das Finanzamt abführte. 
Unter Hinweis auf die neuere BFH-Rechtsprechung beantragte die Klägerin, die Vermietung der 
Einrichtungsgegenstände als steuerfreie Nebenleistung zur Grundstücksüberlassung zu behandeln. 
Sie verwies auf ein Schreiben an die KG, mit der sie den Ausweis der Umsatzsteuer widerrufen und 
darauf hingewiesen hatte, dass sich für die KG mangels Vorsteuerabzugsberechtigung keine 
Umsatzsteueränderungen ergäben. Die Befreiung lehnte das Finanzamt mit der Begründung ab, dass 
die Vermietung des Inventars steuerpflichtig sei. Darüber hinaus schulde die Klägerin die 
Umsatzsteuer nach § 14c Abs. 1 UStG, weil die Rechnungsberichtigung nicht hinreichend bestimmt 
und keine Rückzahlung des unberechtigt ausgewiesenen Steuerbetrages erfolgt sei. 

Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster gab der Klage statt. Die Vermietung des Inventars sei als 
Nebenleistung zur steuerfreien Verpachtung des Grundstücks ebenfalls umsatzsteuerfrei. Beide 
Überlassungsverträge bildeten in wirtschaftlicher Hinsicht objektiv eine Gesamtheit, da die Klägerin 
der KG ein betriebs- und benutzungsfähiges Pflegeheim zur Verfügung gestellt habe. Dass 
gesonderte Verträge über die beiden Nutzungsüberlassungen vereinbart wurden, sei dagegen nicht 
von entscheidender Bedeutung. 

Die Klägerin schulde die Umsatzsteuer auch nicht wegen unrichtigen Steuerausweises nach § 14c 
Abs. 1 UStG. Der Heimausstattungsmietvertrag stelle zwar eine Rechnung im Sinne dieser Vorschrift 
dar. Diesen unrichtigen Steuerausweis habe die Klägerin aber durch ihr Schreiben an die KG 
berichtigt und damit hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht, dass sie die Rechnung korrigiert 
habe. Für die vom Finanzamt für erforderlich gehaltene Rückzahlung des zu Unrecht ausgewiesenen 
Steuerbetrages ergäbe sich aus dem Gesetz kein Anhaltspunkt. Jedenfalls für Sachverhalte wie den 
Streitfall, in denen der Leistungsempfänger tatsächlich keinen Vorsteuerabzug aus dem unrichtigen 
Steuerausweis vorgenommen habe, bestehe kein Bedürfnis, die Berichtigung der Umsatzsteuer von 
einer Rückzahlung abhängig zu machen. Der Senat hat die Revision zugelassen. Diese ist beim 
Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen XI R 28/16 anhängig. 

Erbschaftsteuer von 30% für Erwerber der Steuerklasse II ist 
verfassungsgemäß   

Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 10. November 2016 (Az. 3 K 1476/16 Erb) 
entschieden, dass eine Besteuerung von Erwerben durch Geschwister bzw. Nichten und Neffen des 
Erblassers mit 30% nicht gegen Art. 6 GG verstoße. 

Die Kläger sind als Geschwister bzw. Nichten und Neffen des Erblassers aufgrund eines Testaments 
dessen Erben geworden. Das Finanzamt besteuerte die Erwerbe der Kläg er jeweils mit einem 
Steuersatz von 30% gemäß § 19 Abs. 1 ErbStG in der für 2009 gültigen Fassung. Hiergegen wandten 
die Kläger ein, dass es gegen Art. 3 und Art. 6 GG verstoße, dass für sie derselbe Steuersatz gelte 
wie für entferntere Verwandte oder fremde Dritte. 

Die Klage hatte keinen Erfolg, weil der Senat § 19 Abs. 1 ErbStG nicht für verfassungswidrig hielt. 
Hinsichtlich des geltend gemachten Verstoßes gegen den Gleichhei tssatz (Art. 3 GG) verwies er auf 
die hierzu bereits ergangene BFH-Rechtsprechung. 

Die Vorschrift sei aber auch gemessen am besonderen Schutz von Ehe und Familie 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Art. 6 Abs. 1 GG erfordere gerade keine steue rliche 
Besserstellung von Familienangehörigen, so dass eine Gleichstellung der Erwerber der Steuerklasse 
II mit solchen der Steuerklasse III zulässig sei. Im Übrigen seien die Kläger als Geschwister bzw. 
Abkömmlinge von Geschwistern nicht vom Schutzbereich des Art. 6 GG erfasst. Soweit das 
Bundesverfassungsgericht den Schutzbereich für das Vormundschaftsrecht, in dem es um die Sorge 
für ein Kind geht, weiter gefasst habe, sei dies auf den Bereich des lediglich finanziell wirkenden 
Erbschaftsteuerrechts nicht zu übertragen.    

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2016/3_K_1476_16_Erb_Urteil_20161110.html


 Weitere Entscheidungen im Überblick 

Einkommensteuer 

Zur Frage, ob bei einem Verkauf eines anteiligen Mitunternehmeranteils auch eine anteilige 
Auflösung der in einer negativen Ergänzungsbilanz enthaltenen Wertkorrekturposten zu 
erfolgen hat (Urteil vom 9. Juni 2016, Az. 6 K 1314/15 G,F, Rev. BFH IV R 46/16)  

 In eigener Sache 

Viele Köpfe – ein Produkt: Die IT-Abteilung  

Im Rahmen der Reihe „Viele Köpfe – ein Produkt“, in der wir Ihnen im Laufe des Jahres 2016 die 
Tätigkeit verschiedener Bereiche des Finanzgerichts Münster vorgestellt haben, widmet sich der 
abschließende Beitrag der IT-Abteilung. Die Kolleginnen und Kollegen aus diesem Bereich sind aktuell 
insbesondere mit der Einführung der elektronischen Gerichtsakte betraut. Diese wird bereits jetzt von 
zwei Pilotsenaten getestet, die ab 2017 ausschließlich mit der elektronischen Gerichtsakte arbeiten 
werden. Daneben ist die IT-Abteilung nicht nur für das  reibungslose Funktionieren von Computer, 
Drucker, Server und Co. verantwortlich, sondern auch für die technische Betreuung unserer 
Homepage, auf der wir Sie stets aktuell z.B. über die neuesten Entscheidungen, anhängige Verfahren 
und anstehende Veranstaltungen des Finanzgerichts Münster informieren. Die IT-Abteilung unterstützt 
die Richterinnen und Richter auch bei Videokonferenzschaltungen, die insbesondere bei vom 
Gerichtsstandort Münster weiter entfernt ansässigen Prozessbeteiligten gerne für mündliche 
Verhandlungen und Erörterungstermine wahrgenommen werden, um die Anfahrt zu sparen. Nicht 
zuletzt obliegt ihr auch die technische Betreuung des Newsletters. 

Das Newsletter-Team wünscht allen Leserinnen und Lesern ein 
besinnliches Weihnachtsfest und ein glückliches und gesundes Jahr 
2017! 

    

 (Quelle: Gerd Altmann/pixelio)   
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Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie haben jederzeit die 
Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des 
Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank 
NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 
Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der 
Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank 
des Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur Verfügung 
gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt.  
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